
Fassung 2024

Satzung
des

Karate-Do Kyohan Glauburg e.V.

63695 Glauburg



Die in dieser Satzung genannten Personenbezeichnungen umfassen gleichermaßen die männliche und 
weibliche Form sowie das diverse Geschlecht. Die sich aus dieser Satzung ergebenden Ämter stehen 
Männern und Frauen sowie den Angehörigen des diversen Geschlechts offen. Lediglich aus Gründen der 
Übersichtlichkeit und der einfacheren Lesbarkeit wurde nur die männliche Form verwendet.

§ 1 Name und Sitz

(1) Der Verein führt den Namen „KARATE-DO KYOHAN Glauburg e.V.“.
(2) Der Verein ist im Vereinsregister (des Amtsgerichts Friedberg) eingetragen.
(3) Der Verein hat seinen Sitz in 63695 Glauburg (Ortsteil Glauberg) und ist Mitglied im Landessportbund 
Hessen e.V. (LSB) und seinen zuständigen Verbänden sowie im Deutschen JKA-Karate-Bund, Fachverband für 
tradiƟonelles Karate (DJKB).
(4) Das GeschäŌsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck und Gemeinnützigkeit des Vereins

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmiƩelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des AbschniƩs
"SteuerbegünsƟgte Zwecke" der Abgabenordnung. Der Zweck des Vereins ist die Ausübung des Karate im 
tradiƟonellen kontaktlosen Shotokan-Karate als lebensbegleitende KampŅunst, sowie die Förderung des 
Deutsch-Japanischen Sportaustausches, insbesondere die Förderung Karate-sportlicher Übungen und 
Leistungen der Jugend und die Förderung Karate-sportlicher WeƩkämpfe.
(2) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch:
Die Abhaltung von geordneten Trainingseinheiten, die Durchführung von Lehrgängen und WeƩkämpfen
und dem Einsatz von sachgemäß vorgebildeten Trainingsleitern sowie die Beschaffung, Erhaltung und Pflege
des Dojos und Trainingsgeräten.
(3) Der Verein ist selbstlos täƟg. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaŌliche Zwecke. MiƩel des Vereins
dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus
den MiƩeln des Vereins.
(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig
hohe Vergütungen begünsƟgt werden.
(5) Der Verein ist poliƟsch und konfessionell neutral.

§ 3 Vergütungen für VereinstäƟgkeiten

(1) Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt.
(2) Bei Bedarf können Vereins- und Organämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten entgeltlich
auf der Grundlage eines Dienstvertrages, eines befristeten oder unbefristeten Arbeitsverhältnisses oder
gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG ausgeübt werden. Im Falle der Zahlung 
einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG haŌen die betreffenden Mitglieder der Organe für einen 
bei der Wahrnehmung ihrer Pflichten verursachten Schaden nur bei Vorliegen von Vorsatz. Dies gilt auch für 
die HaŌung gegenüber den Mitgliedern des Vereins. Sind diese Organmitglieder einem anderen zum Ersatz 
eines Schadens verpflichtet, den sie bei Wahrnehmung ihrer Pflichten verursacht haben, so können sie von 
dem Verein die Befreiung von der Verbindlichkeit verlangen. Das gilt nicht, wenn der Schaden vorsätzlich 
verursacht wurde. Ist streiƟg, ob ein Organmitglied einen Schaden vorsätzlich verursacht hat, trägt der Verein 
oder das Vereinsmitglied die Beweislast.
(3) Die Entscheidung über entgeltliche VereinstäƟgkeiten nach § 3 Ziff. 2 triŏ der Vorstand.
(4) Im Übrigen haben sowohl die Mitarbeiter als auch die Vorstandsmitglieder des Vereins einen
Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die TäƟgkeit für den
Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere Porto, Telefon-, Seminar-, Fahrt- und Reisekosten
sowie Büromaterial und sonsƟge Auslagen.
(5) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 6 Monaten nach seiner Entstehung
geltend gemacht werden. Alle Abrechnungen eines GeschäŌsjahres müssen bis zum 31. Januar des
Folgejahres vorgelegt werden. ErstaƩungen werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit Belegen und
Aufstellungen, die prüffähig sein müssen, nachgewiesen werden.
(6) Den ehrenamtlichen Mitgliedern des Vorstandes kann im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten eine
angemessene Vergütung gezahlt werden, die Entscheidung hierüber triŏ die Mitgliederversammlung.

§ 4 Aufgaben



Zu den vorrangigen Aufgaben des Vereins gehören insbesondere die:
(1) Durchführung von Lehrgangs- und WeƩkampfveranstaltungen, die Ausbildung von Mitgliedern zur 
Teilnahme an externen WeƩkämpfen, dies in Zusammenarbeit mit dem LSB und dessen Sportverbänden und 
OrganisaƟonen sowie dem DJKB.
(2) Pflege und Ausbau des Jugend- und Breitensports;

§ 5 MitgliedschaŌ

(1) Mitglieder des Vereins sind:
Erwachsene,
Jugendliche (von 14 bis 17 Jahre),
Kinder (unter 14 Jahre),
Ehrenmitglieder (keine Altersbegrenzung).
(2) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. Über den Aufnahmeantrag in Texƞorm
entscheidet der Vorstand. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ablehnung des Aufnahmeantrags kann
dem Antragsteller ohne Angabe von Gründen in Texƞorm mitgeteilt werden. Die Aufnahme Minderjähriger 
(Kinder und Jugendlicher) bedarf der ZusƟmmung der gesetzlichen Vertreter. Die MitgliedschaŌ beginnt nicht 
bevor das Mitglied den ersten Vereinsbeitrag gemäß § 6 dieser Satzung entrichtet hat.
(3) Die Mitglieder sind verpflichtet die Vereinssatzung anzuerkennen, die Zwecke des Vereins zu fördern und zu
unterstützen, die festgesetzten Mitgliedsbeiträge und Umlagen rechtzeiƟg zu entrichten, die Anordnungen
des Vorstands und die Beschlüsse der Mitgliederversammlung zu respekƟeren sowie die weiteren
sportrechtlichen Vorgaben nach den jeweils geltenden Verbandsrichtlinien bei sportlichen AkƟvitäten zu
beachten. Jedes Mitglied hat jede Änderung seiner Kontaktdaten dem Verein unverzüglich in Texƞorm 
mitzuteilen.
(4) Zu Ehrenmitgliedern mit allen Rechten aber ohne Pflichten können Mitglieder aufgrund langjähriger
Verdienste oder außergewöhnlicher Leistungen auf Vorschlag des Vorstands durch die
Mitgliederversammlung ernannt werden.
(5) Die MitgliedschaŌ endet mit dem AustriƩ, Ausschluss aus dem Verein oder Tod des Mitglieds.
(6) Der freiwillige AustriƩ muss dem Vorstand gegenüber in Texƞorm erklärt werden. Er ist nur
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten zum Ende eines Kalendermonats möglich. Die
MitgliedschaŌ ist nicht übertragbar.
(7) Der Ausschluss aus dem Verein und die Streichung von der Mitgliederliste erfolgt:
wenn das Mitglied trotz zweimaliger Mahnung an die zuletzt bekannte Adresse länger als drei Monate
mit seiner fälligen Beitragszahlung in Verzug ist, ohne dass eine soziale Notlage nachgewiesen wird;
bei grobem Verstoß gegen die Satzung oder Verbandsrichtlinien,
wegen massiven unsportlichen oder unkameradschaŌlichen Verhaltens,
wegen unehrenhaŌen Verhaltens innerhalb oder außerhalb des Vereinslebens, wenn hierdurch die
Interessen und das Ansehen des Vereins in der Öffentlichkeit oder vereinsintern schwerwiegend
beeinträchƟgt wird, sowie wegen StraŌaten zum Nachteil des Vereins.
Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes von der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn das 
Mitglied für den Verein unter den letzten von dem Mitglied dem Verein in Texƞorm mitgeteilten Kontaktdaten 
nicht mehr erreichbar ist.
(8) Über einen Ausschluss entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit der anwesenden
Vorstandsmitglieder, nachdem dem betroffenen Mitglied rechtliches Gehör gewährt worden ist. Gegen den
Ausschließungsbeschluss kann das Mitglied mit einer Frist von einem Monat nach Zugang des 
Ausschlussbeschlusses in Texƞorm die Mitgliederversammlung anrufen. Ein Ausschließungsantrag in Texƞorm 
kann von jedem Mitglied gestellt werden. Bei Widerspruch des auszuschließenden Mitglieds entscheidet die 
Mitgliederversammlung endgülƟg über den Ausschluss. Während des Ausschließungsverfahrens ruhen 
sämtliche Rechte des auszuschließenden Mitglieds. Bei Beendigung der MitgliedschaŌ besteht kein Anspruch 
auf einen Teil am Vereinsvermögen oder einer BeitragsrückerstaƩung.
(9) Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass sich das Mitglied für die Dauer seiner MitgliedschaŌ
Verpflichtet, am SEPA-Verfahren für die Mitgliedsbeiträge teilzunehmen. Das hat das Mitglied im 
Aufnahmeantrag rechtsverbindlich zu klären. Laufende Änderungen der Bankverbindung sind dem Verein in 
Texƞorm mitzuteilen. Mitglieder, die nicht am Bankeinzugsverfahren teilnehmen, zahlen einen höheren
Mitgliedsbeitrag, erhöht um die dem Verein damit verbundenen Aufwendungen zum Einzug des Beitrages.
Dieser Betrag wird vom Vorstand festgelegt. Der Vorstand kann die Aufnahme von Mitgliedern ablehnen, die
nicht am Bankeinzugsverfahren teilnehmen.



§ 6 Beiträge

(1) Die Mitglieder zahlen Mitgliedsbeiträge in Geld und für besondere Leistungen Gebühren und Umlagen. Über
die Höhe und Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge entscheidet die Mitgliederversammlung. Über die Höhe und 
Fälligkeit der Gebühren und Umlagen entscheidet der Vorstand.
(2) Gebühren können erhoben werden für die Finanzierung besonderer Angebote des Vereins, die über die
allgemeinen mitgliedschaŌlichen Leistungen des Vereins hinausgehen.
(3) Umlagen können erhoben werden bei einem besonderen Finanzbedarf des Vereins, der nicht mit den
allgemeinen EtatmiƩeln des Vereins gedeckt werden kann, insbesondere für die Finanzierung von
Baumaßnahmen und Projekten. Umlagen können bis zur Höhe des Zweifachen des jährlichen
Mitgliedsbeitrages festgesetzt werden.
(4) Mitgliedsbeiträge, Gebühren und Umlagen werden im SEPA-Basis-LastschriŌverfahren eingezogen. Das
Mitglied hat sich hierzu bei EintriƩ in den Verein zu verpflichten, ein SEPA-LastschriŌmandat zu erteilen
sowie für eine ausreichende Deckung des bezogenen Kontos zu sorgen.
(5) Für die Entrichtung der Mitgliedsbeiträge, Gebühren und Umlagen haŌen minderjährige Mitglieder und 
deren gesetzliche Vertreter dem Verein gegenüber gesamtschuldnerisch.
(6) Das Mitglied hat für eine pünktliche Entrichtung des Beitrages, der Gebühren und Umlagen Sorge zu tragen.
Mitgliedsbeiträge, Gebühren und Umlagen sind an den Verein zur Zahlung spätestens fällig jeweils am 
Monatsersten und müssen bis zu diesem Zeitpunkt auf dem Konto des Vereins eingegangen sein. Ist der
Beitrag zu diesem Zeitpunkt bei dem Verein nicht eingegangen, befindet sich das Mitglied mit seiner
Zahlungsverpflichtung in Verzug. Der ausstehende Beitrag wird dann gem. § 288 BGB Abs. 1 verzinst. Weist
das Konto eines Mitglieds zum Zeitpunkt der Abbuchung des Beitrages/ der Gebühren/ der Umlage keine
Deckung auf, so haŌet das Mitglied dem Verein gegenüber für sämtliche dem Verein mit der
Beitragseinziehung sowie eventuelle RücklastschriŌen entstehende Kosten. Dies gilt auch für den Fall, dass
ein bezogenes Konto erloschen ist und das Mitglied dies dem Verein nicht mitgeteilt hat.
(7) Der Vorstand ist ermächƟgt, Beiträge auf Antrag zu stunden, zu ermäßigen oder zu erlassen. Ein
Rechtsanspruch auf Ratenzahlung und / oder Stundung der Beitragsschuld besteht nicht.
(8) Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit.
(9) Die jeweils gülƟgen Beiträge sind in der von der Mitgliederversammlung beschlossenen Beitragsordnung 
niedergelegt, die auf der Homepage des Vereins veröffentlicht ist. Der Vorstand kann vorläufige Änderungen 
der Mitgliedsbeiträge und der Gebühren in KraŌ setzen und muss diese von der darauffolgenden 
Mitgliederversammlung bestäƟgen lassen.

§ 7 Rechte der Mitglieder

(1) Mitglieder können ab dem 16. Lebensjahr wählen und ab dem 18. Lebensjahr gewählt werden.
(2) Mitglieder, die noch nicht volljährig sind, haben, mit Ausnahme der Regelung in § 6 Nr. 1 der Satzung, kein
SƟmm- und Wahlrecht. Eine Vertretung durch ihre Eltern oder sorgeberechƟgte Personen bei AbsƟmmungen
und Wahlen ist nicht staƩhaŌ. Noch nicht volljährigen Mitgliedern stehen das Rede- und Anwesenheitsrecht
in den Mitgliederversammlungen sowie das Recht auf Teilhabe an den Leistungen des Vereins, insbesondere
der Nutzung seiner Einrichtungen, zu.
(3) Alle Mitglieder haben das Recht, dem Vorstand und zur Mitgliederversammlung Anträge zu unterbreiten.
(4) Anträge zu Satzungsänderungen müssen dem Vorstand sechs Wochen vor der Mitgliederversammlung in 
Texƞorm eingereicht werden.
(5) Alle Mitglieder sind berechƟgt, an den Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen und das Dojo und die 
ÜbungsstäƩen unter Beachtung der Platz-, Hallen- bzw. Hausordnung sowie sonsƟger Ordnungen zu benutzen. 
Sie wählen den Vorstand. Eine Übertragung des SƟmmrechts ist ausgeschlossen.

§ 8 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind:
1. der Vorstand,
2. die Mitgliederversammlung.

§ 9 Vorstand

Der Vorstand besteht aus folgenden Personen:



 dem 1. Vorsitzenden
 dem 2. Vorsitzenden
 dem 1. Jugendwart
 dem 2. Jugendwart
 dem Schatzmeister
 dem SchriŌführer
 dem Pressewart
 dem Ausbilder als Beisitzer
 den Sempais als weiteren Beisitzern.

(1) Die Amtsinhaber sollen Vereinsmitglied sein. Der Vorstand kann sich eine GeschäŌsordnung und einen
Aufgabenverteilungsplan geben.
(2) Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der 1. und der 2. Vorsitzende. Sie leiten die GeschäŌe gerichtlich und 
außergerichtlich als jeweils AlleinvertretungsberechƟgte.
(3) Der Vorstand führt die laufenden GeschäŌe des Vereins und erledigt alle Verwaltungsaufgaben sowie alle 
die Aufgaben, die nicht durch Satzung oder Gesetz einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat
insbesondere folgende Aufgaben:
die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung und die GeschäŌsführung des Vereins nach
der Vereinssatzung,
die Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung, die Leitung der Mitgliederversammlungdurch 
den 1. Vorsitzenden oder einen Stellvertreter,die Bildung und Entwicklung von Rücklagen des Vereins.
(4) Die Mitglieder des Vorstandes werden für 2 Jahre gewählt und bleiben so lange im Amt, bis ein neuer
Vorstand von der Mitgliederversammlung gewählt wird.
(5) Scheidet ein Mitglied des Vorstandes in der laufenden Wahlperiode aus dem Amt, so kann sich der Vorstand
aus dem Kreise der Vereinsmitglieder selbst durch Zuwahl ergänzen. Das hinzu gewählte Vorstandsmitglied
hat die gleichen Rechte und Pflichten wie alle anderen Vorstandsmitglieder.
(6) Die Beschlussfassung des Vorstandes erfolgt in Vorstandssitzungen, zu denen der 1. Vorsitzende und im
Verhinderungsfalle sein Vertreter nach Bedarf einlädt.
(7)  Der  Vorstand  ist  beschlussfähig,  wenn  mindestens  drei  Vorstandsmitglieder  anwesend  sind.  Er  fasst
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. SƟmmengleichheit gilt als Ablehnung. Die Beschlüsse sind in einem Protokoll
festzuhalten,  das  vom  1.  Vorsitzenden  oder  dessen  Stellvertreter  und  von  dem  Protokollführenden  zu
unterschreiben ist.
(8) Im Einzelfall kann der 1. Vorsitzende anordnen, dass die Beschlussfassung über einzelne Gegenstände im
Umlaufverfahren per Texƞorm erfolgt. Es gelten, soweit nachfolgend nichts Anderes besƟmmt wird, die
BesƟmmungen dieser Satzung. Der 1. Vorsitzende legt die Frist zur ZusƟmmung zu einer Beschlussvorlage im
Einzelfall fest. Die Frist muss mindestens drei Tage ab Zugang der Vorlage in Texƞorm sein. Die Vorlage in 
Texƞorm gilt dem Vorstandsmitglied als zugegangen, wenn dem Absender der Vorlage in Texƞorm die 
VersandbestäƟgung vorliegt. Für den Nichtzugang ist der Empfänger beweispflichƟg. Widerspricht ein 
Vorstandsmitglied der Beschlussfassung per Texƞorm innerhalb der vom 1. Vorsitzenden gesetzten Frist, muss 
der 1. Vorsitzende zu einer Vorstandssitzung einladen.
(9) Der Vorstand kann besondere Vertreter mit deren Einverständnis gem. § 30 BGB bestellen und abberufen 
und deren Wirkungskreis besƟmmen sowie Berater für besondere Aufgaben mit einer vertraglichen 
Vereinbarung heranziehen.
(10) Der Ausbilder sowie die Sempais gehören dem Vorstand kraŌ ihres Amtes als Beisitzer an.
(11) Der Vorstand kann mit Beschluss mit einfacher Mehrheit Vorstandsmitglieder und ehrenamtlich für den
Verein nach dieser Satzung täƟge Personen ihres Amtes entheben, wenn eine Verletzung von Amtspflichten
der Tatbestand der Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Amtsausübung vorliegt.
Dem Betroffenen ist vor der Entscheidung rechtliches Gehör zu gewähren. Gegen eine ordnungsgemäße
Entscheidung des Vorstandes über die Amtsenthebung steht dem Betroffenen kein RechtsmiƩel zu.
(12) Der Vorstand ist ermächƟgt Satzungsänderungen durchzuführen, die vom zuständigen Amtsgericht als
Voraussetzung zur Eintragung oder vom Finanzamt zur Erlangung bzw. dem Erhalt der Gemeinnützigkeit
gefordert werden. Es darf sich um keine Beschlüsse handeln, die den Zweck oder die Aufgaben dieser
Satzung ändern. Die Änderungen dürfen ausschließlich den geforderten Bedingungen dieser Ämter
entsprechen. Der Beschluss muss einsƟmmig herbeigeführt und die Änderungen müssen der nächsten
Mitgliederversammlung zur Kenntnis gegeben werden.



(13) Die Mitgliederversammlung kann auf Antrag einem ausscheidenden Vorstandsmitglied die 
EhrenvorstandsmitgliedschaŌ ohne zeitliche Begrenzung verleihen. Der Ehrenvorstand kann an den 
Vorstandssitzungen und Mitgliederversammlungen mit beratender SƟmme teilnehmen.

§ 10 Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) ist zuständig für alle Aufgaben soweit diese nicht 
dem Vorstand obliegen. Sie ist ausschließlich zuständig für folgende Angelegenheiten:
Entgegennahme der Jahresberichte der Vorstandmitglieder;
Entlastung des Vorstandes;
Wahl der Mitglieder des Vorstandes und der Kassenprüfer, soweit erforderlich;
Ernennung von Ehrenmitgliedern;
Änderung der Satzung (sofern eine Änderung Vorstandswahlen betriŏ, werden sie vor den Wahlen
durchgeführt);
Erlass von Ordnungen;
Beschlussfassung über vorliegende Anträge der Mitglieder;
Auflösung des Vereins.
Die ordentliche Mitgliederversammlung soll im ersten Quartal eines jeden Jahres staƪinden. Eine
außerordentliche Mitgliederversammlung – für deren Berufung und Durchführung die gleichen
BesƟmmungen gelten wie für die ordentliche Mitgliederversammlung - ist einzuberufen, wenn der Vorstand
die Einberufung aus wichƟgem Grund beschließt oder ein DriƩel der Mitglieder dies in Texƞorm unter Angabe
der Gründe vom Vorstand verlangt. Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist
von zwei Wochen und unter MiƩeilung der Tagesordnung in Texƞorm einzuberufen. MiƩeilungen jeglicher Art 
gelten als zugegangen, wenn sie an die dem Verein bekannt gegebene AnschriŌ oder E-Mail-AnschriŌ gerichtet 
ist. Jedes Mitglied kann bis spätestens zwei Wochen vor Beginn der Mitgliederversammlung in Texƞorm die 
Ergänzung der Tagesordnung verlangen. Fristgemäß gestellte Anträge sind nachträglich auf die Tagesordnung
zu nehmen. Die Anträge müssen den Mitgliedern nicht vor der Mitgliederversammlung bekannt gegeben
werden. Nach Ablauf der Frist gestellte Anträge können nur zur Entscheidung in der Mitgliederversammlung 
zugelassen werden durch Entscheidung der Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 3/4 der 
abgegebenen gülƟgen SƟmmen. Beschlussfassungen über eine Änderung der Satzung, Beitragserhöhung, 
Vorstandswahl oder –abwahl sowie Auflösung des Vereins können in der Mitgliederversammlung nur erfolgen, 
wenn diese Beschlussgegenstände bereits bei der Einladung zur Mitgliederversammlung angekündigt worden 
sind.
(2) Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von seinem Stellvertreter, 
bei dessen Verhinderung von einem vom Vorstand besƟmmten Mitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied
anwesend, so besƟmmt die Mitgliederversammlung den Leiter. Der Versammlungsleiter übt in der
Mitgliederversammlung das Hausrecht aus. Sofern in dieser Satzung nichts Anderes besƟmmt ist, besƟmmt
der Versammlungsleiter alleine den Gang der Verhandlungen in der Mitgliederversammlung. Seine
Entscheidungen sind unanfechtbar. Für die Dauer der Durchführung von Vorstandswahlen wählt die
Mitgliederversammlung aus ihrer MiƩe einen Wahlausschuss, bestehend aus drei Personen.
(3) Die Art der AbsƟmmung besƟmmt der Versammlungsleiter, soweit in dieser Satzung nicht eine Art der
AbsƟmmung zwingend besƟmmt ist. Bei Wahlen kann die Mitgliederversammlung verdeckte und schriŌliche 
Wahl beschließen, wenn 1/10 der Anwesenden dem Antrag zusƟmmt. Der Vorstand nach § 26 BGB muss 
einzeln, der Rest des Vorstands kann per Blockwahl gewählt werden. SƟmmenthaltungen gelten als nicht 
abgegebene SƟmmen und werden nicht gezählt. Eine ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist 
stets beschlussfähig. Jedes Mitglied hat eine SƟmme. SƟmmrechtsübertragungen sind nicht möglich. 
Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen SƟmmen gefasst. Für Satzungsänderungen ist
eine 3/4 Mehrheit der abgegebenen gülƟgen SƟmmen, für die Änderung des Vereinszwecks und die Auflösung 
des Vereins eine Änderung von 4/5 der abgegebenen gülƟgen SƟmmen erforderlich. Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung können in besonders eiligen und keiner qualifizierten Mehrheit bedürfenden Fällen 
auch in der gesetzlichen SchriŌform ergehen. Nach Bekanntgabe der Beschlussvorlage an die Mitglieder ist 
innerhalb von zwei Wochen von den sƟmmberechƟgten Mitgliedern deren SƟmmrecht schriŌlich auszuüben. 
Nicht oder nicht fristgerecht eingegangene Antworten bleiben unberücksichƟgt. Es gilt zur Fristwahrung das 
Datum des Poststempels, sofern anschließend eine entsprechende endgülƟge schriŌliche Vorlage erfolgt.
(4) Das Versammlungsprotokoll ist vom Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterschreiben.
Es muss enthalten:
Ort und Zeit der Versammlung;
Name des Versammlungsleiters und des Protokollführers;



Zahl der erschienenen Mitglieder;
Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und der Beschlussfähigkeit;
die Tagesordnung;
die gestellten Anträge, das AbsƟmmungsergebnis mit der Feststellung, ob zugesƟmmt oder nicht
zugesƟmmt wurde;
die Art der AbsƟmmung;
Satzungs- und Zweckänderungsanträge in vollem Wortlaut;
Beschlüsse in vollem Wortlaut.

§ 11 Kassenprüfer

(1) Die Kassenprüfer werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren gewählt. Sie 
dürfen nicht Mitglieder des Vorstands sein. Sie können nur einmal wiedergewählt werden.

(2) Aufgabe der Kassenprüfer ist die Prüfung der Kassenführung sowie die Prüfung, ob die MiƩel wirtschaŌlich
verwendet worden sind, ob die Ausgaben sachlich begründet, rechnerisch richƟg und belegt sind und ob 
die Ausgaben die gegebenenfalls in einem Haushaltsplan festgelegten Ansätze überschreiten. Sie berichten
über das Ergebnis der Prüfung der Mitgliederversammlung und reichen ihren schriŌlichen Bericht als 
Anlage zur NiederschriŌ der Mitgliederversammlung.

§ 13 Datenschutz, Persönlichkeitsrechte

(1) Der Verein verarbeitet personenbezogene Daten seiner Mitglieder (InformaƟonen, die sich auf eine
idenƟfizierte oder idenƟfizierbare natürliche Person beziehen) in automaƟsierter Form. Hierbei handelt es
sich um folgende Mitgliederdaten: Name und AnschriŌ, Bankverbindung, Telefonnummern (Festnetz und
Mobil) sowie E-Mail-Adresse, Geburtsdatum, FunkƟon(en) und Aufgabe(n) im Verein.
(2) Die in (1) genannten Daten sind Pflichtdaten; eine Person kann nur Vereinsmitglied sein, wenn sie dem
Verein diese Daten zwecks rechtmäßiger Verarbeitung zur Verfügung stellt.
Die Bereitstellung der übrigen Daten ist freiwillig; sie sind für die MitgliedschaŌ im Verein nicht
erforderlich. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung der freiwilligen Daten ist Art. 6 Abs. 1 a) Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO).
(3) Verantwortlich für die Datenverarbeitung ist der Schatzmeister.
(4) Für den Datenschutz und die Einhaltung der entsprechenden BesƟmmungen ist der auf der Homepage des 
Vereins benannte DatenschutzbeauŌragte verantwortlich.
(5) Die personenbezogenen Daten der Mitglieder werden ausschließlich zur Erfüllung der in dieser Satzung
genannten Zwecke und Aufgaben des Vereins verarbeitet, insbesondere zur Mitgliederverwaltung
(einschließlich des Beitragseinzugs und des Verbandsmeldewesens), Förderung des Sports und zu Zwecken der 
Öffentlichkeitsarbeit des Vereins. Rechtsgrundlage hierfür ist Art. 6 Abs. 1 b) DS-GVO. Sofern
sich die Datenverarbeitung auf andere Rechtsgrundlagen stützt, wird dies in diesem Paragrafen erwähnt.
(6) Als Mitglied des LSB übermiƩelt der Verein folgende personenbezogene Daten
dorthin: Name und Kontaktdaten des Vereinsvorstandes.
(7) Als Mitglied folgender Hessischer Fachverbände übermiƩelt der Verein folgende personenbezogene Daten
seiner Mitglieder dorthin:
a. DJKB: Name und Kontaktdaten der akƟven Mitglieder
b. DJK/HfK: Name und Kontaktdaten der vom Vorstand besƟmmten akƟven Mitglieder.
Die ÜbermiƩlung dieser Daten ist erforderlich, damit der Verein und die jeweiligen Mitglieder am
Sportbetrieb, den der jeweilige Verband veranstaltet, teilnehmen können, insbesondere zur Erlangung
von Lizenzen, sowie zwecks Erlangung des vom LSB angebotenen Versicherungsschutzes.
(8) Im Zusammenhang mit seinen öffentlichen Veranstaltungen (z.B. WeƩkämpfe, Lehrgänge)
veröffentlicht der Verein Fotos von der Veranstaltung sowie einen Bericht darüber (mit Ergebnissen und
Ereignissen) im Internet (z.B. auf seiner Homepage und bei Facebook) und übermiƩelt Fotos nebst Bericht
womöglich an Print und Online-Zeitungen. Sofern der Verein Ergebnislisten erstellt, werden auch diese in
gleicher Weise veröffentlicht/übermiƩelt. Fotos einzelner Personen werden nur veröffentlicht/übermiƩelt,
sofern es sich um Bilder von Einzelsportarten handelt; andere Einzelbilder werden nicht
veröffentlicht/übermiƩelt, insbesondere keine Einzelbilder von Zuschauern. Jedoch ist in allen Fällen davon
auszugehen, dass Mitglieder als Teilnehmer oder Zuschauer auf den Fotos erkennbar sind. Soweit die
Untertexte zu Fotos oder die Berichte auf besƟmmte Teilnehmer an der Veranstaltung hinweisen, werden



dabei höchstens Vor- und Familienname, Vereinszugehörigkeit sowie FunkƟon und Aufgabe im Verein
veröffentlicht/übermiƩelt. Auf Ergebnislisten erscheinen neben dem erzielten Ergebnis Vor- und
Familienname sowie Verein und Altersklasse.
Dies dient der Öffentlichkeitsarbeit und Außendarstellung des Vereins, ohne die er seine Satzungszwecke
(siehe § 2 der Satzung) nicht erfüllen kann. Die Rechtsgrundlage für die Veröffentlichung/ÜbermiƩlung der
vorgenannten Daten ist ArƟkel 6 Absatz 1 b) DSGVO. Zumindest überwiegen die Interessen und Grundrechte
der Mitglieder nicht gegenüber den berechƟgten Interessen des Vereins (Rechtsgrundlage: ArƟkel 6 Absatz 1
f) DSGVO). Die VorschriŌen der §§ 22, 23 des Kunsturhebergesetzes (KUG) zum Recht am eigenen Bild werden
gewahrt.
Fotos einzelner Personen oder weitere Daten veröffentlicht/übermiƩelt der Verein nur mit Einwilligung der
betroffenen Person (Rechtsgrundlage: ArƟkel 6 Absatz 1 a) DSGVO).
(9) Mitgliederlisten werden als Datei an Vorstandsmitglieder, sonsƟge FunkƟonäre und
Mitglieder herausgegeben, soweit deren FunkƟon oder besondere Aufgabenstellung im Verein die
Kenntnisnahme erfordern. Macht ein Mitglied glaubhaŌ, dass es die Mitgliederliste zur Wahrnehmung
seiner satzungsgemäßen Rechte (z.B. Minderheitenrechte, Teilnahmerechte) benöƟgt, wird ihm eine Datei
der notwendigen Daten gegen die schriŌliche Versicherung ausgehändigt, dass Namen, Adressen und
sonsƟge Daten nicht zu anderen Zwecken Verwendung finden und die erhaltenen Daten, sobald deren
Zweck erfüllt ist, gelöscht werden.
(10) Zur Durchführung von Veranstaltungen erstellt der Verein Helferlisten mit den erforderlichen
KommunikaƟonsdaten. Diese Listen werden nur innerhalb des Vereins an andere Helfer und die
Organisatoren der Veranstaltung weitergegeben (Rechtsgrundlage: ArƟkel 6 Absatz 1 b) DSGVO). Eine
Veröffentlichung der Listen (z.B. im Internet) bedarf der Einwilligung der betroffenen Helfer
(Rechtsgrundlage: ArƟkel 6 Absatz 1 a) DSGVO).
(11) Die Mitgliederdaten werden spätestens 2 Jahre nach Beendigung der MitgliedschaŌ gelöscht, soweit sie 
für die Mitgliederverwaltung und für historische Berichte und Darstellungen des Vereins nicht mehr benöƟgt
werden und keine gesetzlichen, vertraglichen oder satzungsmäßigen Auĩewahrungsfristen dem
entgegenstehen.
(12) Mitglieder haben im Rahmen der geltenden gesetzlichen BesƟmmungen das Recht auf AuskunŌ über Ihre
gespeicherten personenbezogenen Daten (Art. 15 DS-GVO) sowie auf BerichƟgung (Art. 16 DS-GVO),
Löschung (Art. 17 GS-DVO), Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 GS-DVO), Widerspruch gegen die
Verarbeitung (Art. 21 DS-GVO) und Datenübertragbarkeit (Art. 20 DS-GVO). Diese Rechte können bei den in (3) 
genannten Verantwortlichen in Texƞorm geltend gemacht werden.
(13) Soweit Einwilligungen der Mitglieder zur Verwendung ihrer Daten erforderlich sind, können diese
mündlich oder in Texƞorm erteilt werden. Der Verein ist beweispflichƟg dafür, dass eine
Einwilligung erteilt wurde. Die Mitglieder können eine bereits erteilte Einwilligung jederzeit widerrufen.
Der Widerruf kann mündlich oder in Texƞorm an die in (3) genannten Verantwortlichen gesandt
werden. Die Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf erfolgten Datenverarbeitung bleibt vom Widerruf
unberührt.
(14) Den Mitgliedern steht das Recht zur Beschwerde über die Datenverarbeitung des Vereins bei
der zuständigen Aufsichtsbehörde zu. Zuständige Aufsichtsbehörde ist im Bundesland Hessen der
Hessische DatenschutzbeauŌragte mit Sitz in Wiesbaden.

§ 14 Auflösung des Vereins

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens hierzu einberufenen Mitgliederversammlung 
beschlossen werden und bedarf der 3/4-Mehrheit der abgegebenen gülƟgen SƟmmen.
(2) Bei Auflösung oder AuĬebung des Vereins, oder bei Wegfall steuerbegünsƟgter Zwecke, fällt das Vermögen
an den Bund gegen den Missbrauch der Tiere e.V., Elisabethenhof, Siedlerstraße 2, 61203 Reichelsheim, der es 
unmiƩelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.
(3) Die vorstehenden BesƟmmungen gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem anderen 

Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert.

§ 15 InkraŌtreten

Die Satzung wurde bei der Gründungsversammlung am 05.10.1995 in Glauberg beschlossen.
Die Satzung wurde zuletzt in der Mitgliederversammlung am 29.01.2020 in Glauberg neu gefasst, die 
Neufassung wird mit dem entsprechenden Mitgliederbeschluss wirksam.


